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Rechtssatznummer

1
Entscheidungsdatum

02.02.2016
Norm

B-VG Art.94 Abs1
GEG 86b Abs4

1. B-VG Art. 94 heute
B-VG Art. 94 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 94 gliltig ab 01.01.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 114/2013
B-VG Art. 94 glltig von 19.12.1945 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 94 gliltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

s W

GEG 8 6b heute

GEG § 6b gultig ab 01.05.2022 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 61/2022

GEG § 6b gultig von 01.07.2015 bis 30.04.2022zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 19/2015
GEG 8 6b glltig von 01.01.2014 bis 30.06.2015zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 190/2013

E

Rechtssatz
Rechtssatz 1

Gemal § 6b Abs. 4 GEG kénnen im Verfahren zur Einbringung im Justizverwaltungsweg weder das Bestehen noch die
RechtmaRigkeit einer im Grundverfahren dem Grunde und der H6he nach bereits rechtskraftig festgestellten
Zahlungspflicht Uberpraft werden.Gemal3 Paragraph 6 b, Absatz 4, GEG kénnen im Verfahren zur Einbringung im
Justizverwaltungsweg weder das Bestehen noch die RechtmaRigkeit einer im Grundverfahren dem Grunde und der

Héhe nach bereits rechtskraftig festgestellten Zahlungspflicht Gberprift werden.

Diese Regelung entspricht dem bereits vor dem 01.01.2014 geltenden Grundsatz, dass gegen einen Zahlungsauftrag,
mit dem sich aus einer rechtskraftigen gerichtlichen Entscheidung ergebende Betrage vorgeschrieben werden, ein
Rechtsmittel nur dann erhoben werden kann, wenn die Zahlungsfrist unrichtig bestimmt wurde oder der
Zahlungsauftrag der ihm zugrunde liegenden Entscheidung des Gerichtes nicht entspricht (vgl. 8 7 Abs. GEG in der bis
zum 31.12.2013 geltenden Fassung). Der Grundsatz der Trennung der Justiz von der Verwaltung soll - wie die
Materialien zu 8 6b Abs. 4 GEG, BGBI. | Nr. 190/2013, ausfiihren - nun eindeutig im Gesetz normiert werden
(Regierungsvorlage 2357 der Beilagen XXIV. GP, S 8f; siehe auch Wais/Dokalik, Gerichtsgebtihren11, 8 6b GEG Anm.
7).Diese Regelung entspricht dem bereits vor dem 01.01.2014 geltenden Grundsatz, dass gegen einen Zahlungsauftrag,
mit dem sich aus einer rechtskraftigen gerichtlichen Entscheidung ergebende Betrage vorgeschrieben werden, ein
Rechtsmittel nur dann erhoben werden kann, wenn die Zahlungsfrist unrichtig bestimmt wurde oder der
Zahlungsauftrag der ihm zugrunde liegenden Entscheidung des Gerichtes nicht entspricht vergleiche Paragraph 7, Abs.
GEG in der bis zum 31.12.2013 geltenden Fassung). Der Grundsatz der Trennung der Justiz von der Verwaltung soll -
wie die Materialien zu Paragraph 6 b, Absatz 4, GEG, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 190 aus 2013,, ausfuhren - nun
eindeutig im Gesetz normiert werden (Regierungsvorlage 2357 der Beilagen romisch 24 . GP, S 8f; siehe auch
Wais/Dokalik, Gerichtsgebthren11, Paragraph 6 b, GEG Anmerkung 7).
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